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Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 15.03.2019 
Tel. Nr. 361-2859 

Norbert König 
Tel. Nr. 361-4136 

Diana Zimmermann 

Deputation für Umwelt, Bau, 
Verkehr, Stadtentwicklung, 

Energie und Landwirtschaft (L) 
Vorlage Nr. 19/605 (L) 

Deputationsvorlage  
für die Sitzung der Deputation 

für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, 
 Energie und Landwirtschaft (L/S)  

am 21.03.2019 

Einführung eines Gebührentatbestandes 
für die Bearbeitung von Abfallbegleitscheinen 

A. Sachdarstellung 
Die ordnungsgemäße Entsorgung angefallener und entsorgter gefährlicher Abfälle ist gemäß 
§ 50 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes in Verbindung mit der Nachweisverordnung in elektro-
nischer Form durchzuführen und mittels elektronisch zu erstellender Formulare nachzuwei-
sen. Die Nachweisführung erfolgt mit Hilfe von Begleitscheinen nach § 10 der Nachweisver-
ordnung. Im Land Bremen werden zurzeit rund 51.200 Begleitscheine pro Jahr erstellt.  
Im Bremischen Kostenverzeichnis der Kostenverordnung der Umweltverwaltung ist bisher 
keine Gebührenforderung für die Bearbeitung der abfallüberwachungsrechtlichen Begleit-
scheine vorgesehen. 
Am 02.10.2018 hat der Senat der Einführung einer Gebühr für Abfallbegleitscheine entspre-
chend der Vorlage 2402/19 des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr zugestimmt (An-
lage 1) und den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr gebeten, einen Entwurf zur Anpas-
sung der Kostenverordnung der Umweltverwaltung vorzulegen (Anlage 2). 
Des Weiteren wird der Senat am 19.03.2019 voraussichtlich folgendes beschließen: 

„1.  Der Senat beschließt entsprechend der Vorlage des Senators für Umwelt, Bau und 
Verkehr die Sechste Verordnung zur Änderung der Kostenverordnung der Umwelt-
verwaltung (Anlage 1) sowie deren Ausfertigung und Verkündung im Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen. 

2.   Der Senat bittet den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr, die notwendige Zustim-
mung der Fachdeputation einzuholen.  

3.   Der Senat bittet die Senatorin für Finanzen, die notwendige Zustimmung des staatli-
chen Haushalts- und Finanzausschusses einzuholen.“ 

Die Einführung der vorgesehenen Gebühr für die Bearbeitung von Abfallbegleitscheinen in 
Höhe von 5,95 Euro je Begleitschein durch Änderung des Kostenverzeichnisses der Kosten-
verordnung der Umweltverwaltung bedarf der Zustimmung der Deputation für Umwelt, Bau, 
Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (L) und des staatlichen Haushalts- 
und Finanzausschusses. 
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B. Alternativen 
Keine. 

C. Beteiligung und Abstimmung 
Das Beteiligungs- und Abstimmungsverfahren zur Einführung der Abfallbegleitscheingebühr 
ist vor der Beschlussfassung im Senat am 02.10.2018 mit den betroffenen Verbänden, der 
Handelskammer, der Handwerkskammer, dem Magistrat Bremerhaven, der Senatskanzlei, 
dem Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen sowie der Senatorin für Finanzen durchgeführt 
worden. 
Der Senator für Justiz und Verfassung hat den Entwurf der Sechsten Verordnung zur Ände-
rung der Kostenverordnung der Umweltverwaltung rechtsförmlich geprüft. Die Vorlage wurde 
mit der Senatorin für Finanzen abgestimmt. 

D. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderspezifische Auswirkungen 
Die Ermittlung der Gebührensätze wurden in der Senatsvorlage vom 02.10.2018 dargestellt 
(Anlage 1). Grundsätzlich wurde bei der Gebührenerhebung das Ziel der Kostendeckung an-
gestrebt. Die Gebühr für die Überwachung der Entsorgung nachweispflichtiger Abfälle nach 
§§ 10 bis 13 der Nachweisverordnung oder nach § 4 Absatz 1 der Verordnung über die Ge-
trenntsammlung und Überwachung von nicht gefährlichen Abfällen mit persistenten organi-
schen Schadstoffen (POP-Abfall-Überwachungs-Verordnung) beträgt 5,95 Euro pro Begleit-
schein. 
Die Abfallüberwachungsbehörde des Magistrats in Bremerhaven wird anteilig sowohl an der 
Erhebung der Gebühren beteiligt als auch für die Refinanzierung des Personals berücksich-
tigt. 
Das Risiko einer Haushaltsüberschreitung durch Mindereinnahmen trägt das Ressort. 
Genderspezifische Auswirkungen sind nicht erkennbar. 

E. Beschlussvorschlag 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (L) 
stimmt dem Entwurf der Sechsten Verordnung zur Änderung der Kostenverordnung der Um-
weltverwaltung zu und bittet, die notwendige Zustimmung des staatlichen Haushalts- und Fi-
nanzausschusses einzuholen sowie um Veranlassung der Verkündung im Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen.  

Anlagen 

1. Vorlage des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr und Beschluss des Senats vom 
02.10.2018. 

2. Entwurf der Sechsten Verordnung zur Änderung der Kostenverordnung der Umwelt-
verwaltung. 















- Entwurf - 

 

Sechste Verordnung zur Änderung 
der Kostenverordnung der Umweltverwaltung 

Vom … 

Aufgrund des § 3 Absatz 1 des Bremischen Gebühren- und Beitragsgesetzes vom 
16. Juli 1979 (Brem.GBl. S. 279 – 203-b-1), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26. September 2017 (Brem.GBl. S. 394) geändert worden ist, verordnet der Se-
nat mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses: 

Artikel 1 

Der Nummer 11 der Anlage (zu § 1) der Kostenverordnung der Umweltverwaltung 
vom 27. August 2002 (Brem.GBl. S. 423 – 203-c-9) die zuletzt durch Verordnung 
vom 29. November 2011 (Brem.GBl. S. 457) geändert worden ist, wird folgende 
Nummer 11.19 angefügt: 

„11.19  Überwachung der Entsorgung nachweispflichtiger Abfälle 
nach §§ 10 bis 13 NachwV oder nach § 4 Absatz 1 der POP-
Abfall-Überwachungsverordnung, je Begleitschein 

 
 
5,95“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 

 

Beschlossen, Bremen, den … Der Senat 
 

  



Begründung 

Zu Artikel 1: 

Gemäß § 50 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) ist die ordnungsgemäße 
Entsorgung angefallener und entsorgter gefährlicher Abfälle nachzuweisen. Das 
Nachweisverfahren ist in der Nachweisverordnung (NachwV) geregelt und ist voll-
ständig in elektronischer Form durchzuführen. Durch die elektronische Nachweisfüh-
rung wird den Unternehmen der Austausch der Nachweisdaten zwischen den Nach-
weispflichtigen untereinander und die Übermittlung der Daten an die zuständigen Be-
hörden ermöglicht. Des Weiteren erfolgen die Übermittlung von Mitteilungen und Ent-
scheidungen der Behörden zu den einzelnen Entsorgungsvorgängen an die Nach-
weispflichtigen sowie der Austausch der Daten und Entscheidungen zwischen den 
Behörden ebenfalls nur noch mittels elektronisch zu erstellender Formulare. 

Die Nachweisführung erfolgt mit Hilfe von Begleitscheinen nach § 10 NachwV. Im 
Land Bremen werden zurzeit rund 51.200 Begleitscheine pro Jahr erstellt. Im Bremi-
schen Kostenverzeichnis der Kostenverordnung der Umweltverwaltung ist bisher 
keine Gebührenforderung für die Bearbeitung der abfallüberwachungsrechtlichen Be-
gleitscheine vorgesehen. In anderen Bundesländern werden Festgebühren (z.B. 
Hamburg) oder gestaffelte Gebühren (z.B. NRW) erhoben. Für Bremen wird aktuell 
eine Festgebühr in Höhe von 5,95 Euro je Begleitschein als angemessen und zweck-
mäßig angesehen. 

Die Gebühr soll dazu dienen, die Kosten des für die Bearbeitung der Begleit-
scheine erforderlichen Personals zu refinanzieren und langfristig diesen Bereich 
ohne weitere Haushaltsmittelbedarfe abzusichern. Dadurch sollen vermeidbare Ver-
zögerungen der Bearbeitungszeiten verhindert werden. 

Diese Sicherstellung der Amtshandlung wird von den beteiligten Verbänden und 
Unternehmen der Entsorgungswirtschaft begrüßt und unterstützt. 

 

Zu Artikel 2: 

Artikel 2 bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungsverordnung, der 
im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt zu geben ist. 
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Sachdarstellung

Die ordnungsgemäße Entsorgung angefallener und entsorgter gefährlicher Abfälle ist gemäß § 50 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes in Verbindung mit der Nachweisverordnung in elektronischer Form durchzuführen und mittels elektronisch zu erstellender Formulare nachzuweisen. Die Nachweisführung erfolgt mit Hilfe von Begleitscheinen nach § 10 der Nachweisverordnung. Im Land Bremen werden zurzeit rund 51.200 Begleitscheine pro Jahr erstellt. 

Im Bremischen Kostenverzeichnis der Kostenverordnung der Umweltverwaltung ist bisher keine Gebührenforderung für die Bearbeitung der abfallüberwachungsrechtlichen Begleitscheine vorgesehen.

Am 02.10.2018 hat der Senat der Einführung einer Gebühr für Abfallbegleitscheine entsprechend der Vorlage 2402/19 des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr zugestimmt (Anlage 1) und den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr gebeten, einen Entwurf zur Anpassung der Kostenverordnung der Umweltverwaltung vorzulegen (Anlage 2).

Des Weiteren wird der Senat am 19.03.2019 voraussichtlich folgendes beschließen:

„1.  Der Senat beschließt entsprechend der Vorlage des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr die Sechste Verordnung zur Änderung der Kostenverordnung der Umweltverwaltung (Anlage 1) sowie deren Ausfertigung und Verkündung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen.

2.   Der Senat bittet den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr, die notwendige Zustimmung der Fachdeputation einzuholen. 

3.   Der Senat bittet die Senatorin für Finanzen, die notwendige Zustimmung des staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses einzuholen.“

Die Einführung der vorgesehenen Gebühr für die Bearbeitung von Abfallbegleitscheinen in Höhe von 5,95 Euro je Begleitschein durch Änderung des Kostenverzeichnisses der Kostenverordnung der Umweltverwaltung bedarf der Zustimmung der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (L) und des staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses.

Alternativen

Keine.

Beteiligung und Abstimmung

Das Beteiligungs- und Abstimmungsverfahren zur Einführung der Abfallbegleitscheingebühr ist vor der Beschlussfassung im Senat am 02.10.2018 mit den betroffenen Verbänden, der Handelskammer, der Handwerkskammer, dem Magistrat Bremerhaven, der Senatskanzlei, dem Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen sowie der Senatorin für Finanzen durchgeführt worden.

Der Senator für Justiz und Verfassung hat den Entwurf der Sechsten Verordnung zur Änderung der Kostenverordnung der Umweltverwaltung rechtsförmlich geprüft. Die Vorlage wurde mit der Senatorin für Finanzen abgestimmt.

Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderspezifische Auswirkungen

Die Ermittlung der Gebührensätze wurden in der Senatsvorlage vom 02.10.2018 dargestellt (Anlage 1). Grundsätzlich wurde bei der Gebührenerhebung das Ziel der Kostendeckung angestrebt. Die Gebühr für die Überwachung der Entsorgung nachweispflichtiger Abfälle nach §§ 10 bis 13 der Nachweisverordnung oder nach § 4 Absatz 1 der Verordnung über die Getrenntsammlung und Überwachung von nicht gefährlichen Abfällen mit persistenten organischen Schadstoffen (POP-Abfall-Überwachungs-Verordnung) beträgt 5,95 Euro pro Begleitschein.

Die Abfallüberwachungsbehörde des Magistrats in Bremerhaven wird anteilig sowohl an der Erhebung der Gebühren beteiligt als auch für die Refinanzierung des Personals berücksichtigt.

Das Risiko einer Haushaltsüberschreitung durch Mindereinnahmen trägt das Ressort.

Genderspezifische Auswirkungen sind nicht erkennbar.

Beschlussvorschlag

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (L) stimmt dem Entwurf der Sechsten Verordnung zur Änderung der Kostenverordnung der Umweltverwaltung zu und bittet, die notwendige Zustimmung des staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses einzuholen sowie um Veranlassung der Verkündung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen. 

Anlagen

1. Vorlage des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr und Beschluss des Senats vom 02.10.2018.

2. Entwurf der Sechsten Verordnung zur Änderung der Kostenverordnung der Umweltverwaltung.
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- Entwurf -



Nr.	Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen vom Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.	506





[bookmark: _GoBack]Sechste Verordnung zur Änderung
der Kostenverordnung der Umweltverwaltung

Vom …

Aufgrund des § 3 Absatz 1 des Bremischen Gebühren- und Beitragsgesetzes vom 16. Juli 1979 (Brem.GBl. S. 279 – 203-b-1), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. September 2017 (Brem.GBl. S. 394) geändert worden ist, verordnet der Senat mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses:

Artikel 1

Der Nummer 11 der Anlage (zu § 1) der Kostenverordnung der Umweltverwaltung vom 27. August 2002 (Brem.GBl. S. 423 – 203-c-9) die zuletzt durch Verordnung vom 29. November 2011 (Brem.GBl. S. 457) geändert worden ist, wird folgende Nummer 11.19 angefügt:

		„11.19 

		Überwachung der Entsorgung nachweispflichtiger Abfälle nach §§ 10 bis 13 NachwV oder nach § 4 Absatz 1 der POP-Abfall-Überwachungsverordnung, je Begleitschein

		

5,95“





Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.



		Beschlossen, Bremen, den …

		Der Senat










Begründung

Zu Artikel 1:

Gemäß § 50 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) ist die ordnungsgemäße Entsorgung angefallener und entsorgter gefährlicher Abfälle nachzuweisen. Das Nachweisverfahren ist in der Nachweisverordnung (NachwV) geregelt und ist vollständig in elektronischer Form durchzuführen. Durch die elektronische Nachweisführung wird den Unternehmen der Austausch der Nachweisdaten zwischen den Nachweispflichtigen untereinander und die Übermittlung der Daten an die zuständigen Behörden ermöglicht. Des Weiteren erfolgen die Übermittlung von Mitteilungen und Entscheidungen der Behörden zu den einzelnen Entsorgungsvorgängen an die Nachweispflichtigen sowie der Austausch der Daten und Entscheidungen zwischen den Behörden ebenfalls nur noch mittels elektronisch zu erstellender Formulare.

Die Nachweisführung erfolgt mit Hilfe von Begleitscheinen nach § 10 NachwV. Im Land Bremen werden zurzeit rund 51.200 Begleitscheine pro Jahr erstellt. Im Bremischen Kostenverzeichnis der Kostenverordnung der Umweltverwaltung ist bisher keine Gebührenforderung für die Bearbeitung der abfallüberwachungsrechtlichen Begleitscheine vorgesehen. In anderen Bundesländern werden Festgebühren (z.B. Hamburg) oder gestaffelte Gebühren (z.B. NRW) erhoben. Für Bremen wird aktuell eine Festgebühr in Höhe von 5,95 Euro je Begleitschein als angemessen und zweckmäßig angesehen.

Die Gebühr soll dazu dienen, die Kosten des für die Bearbeitung der Begleitscheine erforderlichen Personals zu refinanzieren und langfristig diesen Bereich ohne weitere Haushaltsmittelbedarfe abzusichern. Dadurch sollen vermeidbare Verzögerungen der Bearbeitungszeiten verhindert werden.

Diese Sicherstellung der Amtshandlung wird von den beteiligten Verbänden und Unternehmen der Entsorgungswirtschaft begrüßt und unterstützt.



Zu Artikel 2:

Artikel 2 bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungsverordnung, der im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt zu geben ist.







